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Deutsche Gesellschaft für Auswärtige Politik 

Zeit zu handeln! 
Es braucht eine 
 deutsche Strategie 
für Europa 
Die angekündigte „Zeitenwende“ ver-
bietet ein Verharren im Status quo. 
Zwar scheint weitgehend Einigkeit über 
die Notwendigkeit eines Wandels der 
EU hin zu einem geopolitischen Akteur 
zu herrschen, doch nicht darüber, wel-
che neue Politik zum Ziel führt. Da sich 
Europa nicht bewegt, muss Deutsch-
land Europa bewegen. Die deutsche Po-
litik muss klar benennen, welches Euro-
pa sie will – und entsprechend handeln, 
um es zu verwirklichen. Dabei muss sie 
sich auch dafür einsetzen, die Unstim-
migkeiten und den Widerstand derjeni-
gen zu überwinden, die das Ganze lie-
ber aussitzen wollen.

Derzeit ist das entgegenkommendste 
und produktivste Milieu in Gefahr, das 
Deutschland in seiner jüngeren Ge-
schichte bisher erlebt hat. Die euro-
päischen Staaten innerhalb der EU und 
NATO stehen vor ernsthaften äußeren 
und inneren Bedrohungen ihrer Inte-
grität und ihres Zusammenhalts. Die 
Gefahr des Scheiterns und des Zerfalls 
dieser Union beziehungsweise dieses 
Bündnisses ist gegenwärtig womög-
lich größer als sie es seit den Anfängen 
des Kalten Krieges jemals war. Damals 
konnte Deutschland unter dem Schutz 
anderer seinen  bemerkenswerten 

 politischen wirtschaftlichen und kultu-
rellen Wiederaufstieg vollziehen. Heu-
te dagegen muss es seine Ressourcen 
dafür einsetzen, um jenes Umfeld zu 
schützen und zu erweitern, von dem 
es so profitieren konnte.

Es scheint zwar, als hätte Deutsch-
lands politische Klasse diese Heraus-
forderung grundsätzlich verstanden. 
So sah die Politik der sogenannten 
Zeitenwende, die Bundeskanzler Olaf 
Scholz in einer Rede kurz nach der 
russischen Invasion in der Ukraine im 
Februar 2022 als Erster umrissen hat, 
die Errichtung eines Sondervermö-
gens für Verteidigung in Höhe von 100 
Milliarden Euro vor. Als Teil der neuen 
Politik sprach sich Scholz zudem für 
die Entwicklung eines europäischen 
Luftverteidigungssystems und die 
Schaffung eines gemeinsamen Haupt-
quartiers für die geplante Schnellein-
greiftruppe der EU im Jahr 2025 aus. 
Außerdem schlug er die Errichtung 
eines Rates der Verteidigungsminis-
ter vor, eine Reform der Europäischen 
Kommission bei gleichzeitiger Re-
präsentanz aller Mitgliedstaaten im 
Kollegium, die Anpassung der Zusam-
mensetzung des Europäischen Par-
laments sowie eine Reihe weiterer 
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Reformen in den Bereichen Wirtschaft 
und Finanzen, Einwanderung und Asyl 
sowie Industriepolitik.

Was der Bundeskanzler jedoch nicht 
benannt hat, waren die Mittel und 
Wege zur Umsetzung derartige Ver-
änderungen in der Politik und den 
Institutionen der EU. Damit fehlt 
Deutschlands Zeitenwende-Politik die 
adäquate Reichweite. Scholz befür-
wortet den schrittweisen Übergang 
zu Mehrheitsentscheidungen, lehnt je-
doch das Vorangehen einer kleineren 
Gruppe von EU-Staaten ab. In seiner 
Rede in Prag im August 2022 erklärte 
er, „keine EU der exklusiven Clubs oder 
Direktorien, sondern eine EU gleich-
berechtigter Mitglieder“ anzustreben. 
Seine Vorschläge wolle er als Denkan-
stöße verstanden wissen. Für ihn ste-
he die Gleichheit aller Mitgliedstaaten 
im Vordergrund. Sollte man in der EU 
gemeinsam zum Schluss kommen, dass 
Vertragsänderungen notwendig seien, 
um Europa voranzubringen, dann soll-
ten sie anvisiert werden.1

Im Ergebnis will Bundeskanzler Scholz 
also eine stärkere EU, vorausgesetzt, 
dass alle zustimmen. Nur: Deutschland 
scheint damit die EU nicht durch eige-
ne Initiative, sondern allenfalls durch 
Konsens anführen zu wollen. Denk-
anstöße von der Seitenlinie verfeh-
len jedoch die Herausforderung der 
Zeitenwende. 

Eine strategische Antwort auf unsere 
geopolitischen Zeiten musste vielmehr 
ein gründliches Überdenken der deut-
schen Außenpolitik und ihrer Strate-
gie für die EU und NATO erfordern. 
Europäische Handlungsfähigkeit zur 
Bewältigung dieser Herausforderung 
wird nicht spontan entstehen, son-
dern muss durch bewusste, substan-
zielle Anstrengungen und gegen den 
Widerstand derjenigen in Europa ge-

1  Presse- und Informationsamt der Bundesregierung, „Reden zur Zeitenwende, Bundeskanzler Olaf Scholz, Oktober 2022: Bundeskanzler Olaf Scholz: Reden zur Zeitenwende 
(publikationen-bundesregierung.de) bzw. einzeln: Regierungserklärung von Bundeskanzler Olaf Scholz am 27. Februar 2022: https://www.bundesregierung.de/breg-de/
suche/regierungserklaerung-von-bundeskanzler-olaf-scholz-am-27-februar-2022-2008356; Europa-Rede des Bundeskanzlers: https://www.bundesregierung.de/breg-de/
schwerpunkte/europa/scholz-rede-prag-karls-uni-2079410 ; Rede von Bundeskanzler Olaf Scholz vor der Generalversammlung der Vereinten Nationen am 20. September 
2022 in New York:  https://www.bundesregierung.de/breg-de/service/newsletter-und-abos/bulletin/rede-von-bundeskanzler-olaf-scholz-2127766 (alle zuletzt abgerufen am 
11.06.2024)

schaffen werden, die es vorziehen, die 
Dinge auszusitzen. Die deutsche Poli-
tik wird das Europa, das sie will, kon-
kret benennen müssen (auch wenn 
nicht alle damit einverstanden sind) 
und entsprechend handeln. Sollte 
Deutschland die Rolle eines kontinen-
talen Vereinigten Königreichs über-
nehmen - das sich für die europäische 

Sicherheit einsetzt, sich aber primär 
für seine nationale Souveränität en-
gagiert -, muss Deutschlands politi-
sche Elite die Auswirkungen auf ihre 
Nachbarn sowie die EU-Integration 
berücksichtigen. Wenn sie jedoch ein 
stärkeres Deutschland will, das fester 
Bestandteil der Integrationsstrukturen 
ist, müssen die Verantwortlichen eine 
stärkere EU anvisieren und aufbauen.

DIE HERAUSFORDERUNG

Die internationale Ordnung befindet 
sich in einem tiefgreifenden Wandel. 
Ein neuer Status quo ist nicht in Sicht; 
viele Bereiche der Innen- und Au-
ßenpolitik befinden sich im Fluss. Da 
verschiedene Ereignisse unsere Auf-

merksamkeit auf sich ziehen, hat un-
ser Blick auf die Welt nicht mit dem 
strukturellen Veränderungen Schritt 
gehalten. Doch eines dieser Ereignis-
se, Russlands groß angelegte Aggressi-
on gegen die Ukraine, hat uns plötzlich 
die Kluft zwischen Wahrnehmung und 
Realität vor Augen geführt. Wir sind, 
wie es Außenministerin Annalena Ba-
erbock formulierte, „in einer neuen 
Welt aufgewacht“.

Die Kennzeichnung dieses Ereignis-
ses als Wendepunkt der Geschichte, 
als Zeitenwende, war die unmittelbare 
Antwort auf diese Erkenntnis, und sie 
schien die Politik vieler Staaten in Eu-
ropa und dem Westen zu prägen. Doch 
scheint die Hoffnung groß, in die Zeit 
vor 10 oder 20 Jahren zurückgehen zu 
können, oder dass es nicht so schlimm 
kommen werde wie befürchtet. Des-
halb wird nicht gründlich durchdacht, 
was die Zeitenwende für Europa für 
die europäische Integration und für 
das westliche beziehungsweise eu-
ropäische Allianzsystem längerfristig 
bedeutet.

Die über die vergangenen Jahrzehn-
te entwickelte internationale Ordnung 
erodiert. Die Rückkehr von Groß-
machtpolitik stellt die Autorität ihre 
Institutionen mit ihrem Geflecht von 
Normen und Vereinbarungen infra-
ge. In je nach Umständen wechselnden 
Verbindungen handelnde rivalisieren-
de Mächte schieben die Normen und 
Institutionen der alten Ordnung bei-
seite. Zunehmend bestimmen geopo-
litische Konzepte, die Vorstellung von 
Großmachtprivilegien und die aggres-
sive Nutzung militärischer Macht die 
Beziehungen zwischen den Staaten.

Wenn Staaten die eigenen Interes-
sen über die gemeinsamen Normen 
und Verpflichtungen stellen, schwin-
det der Zusammenhalt von Allianzen. 

 Deutschland 
scheint die EU 

nicht durch 
 Initiative, 

 sondern durch 
Konsens führen 

zu wollen

https://www.publikationen-bundesregierung.de/pp-de/publikationssuche/bundeskanzler-olaf-scholz-reden-zur-zeitenwende-2127768
https://www.publikationen-bundesregierung.de/pp-de/publikationssuche/bundeskanzler-olaf-scholz-reden-zur-zeitenwende-2127768
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Selbst innerhalb von Nato und EU gibt 
es Mitgliedstaaten die Gegend den 
Geist und den Auftrag diese Institu-
tionen handeln. Mittelmächte in ver-
schiedenen Teilen der Welt nutzen den 
globalen Machtwettbewerb zur För-
derung ihrer eigenen Machtinteressen 
und Vorteile zum Nachteil anderer. All 
dies verschiebt die Rahmenbedingun-
gen europäischer Politik massiv.

Die Stärke der meisten europäischen 
Institutionen beruht auf dem Kon-
sens ihrer Mitgliedschaft. Und genau 
diese Kraftquelle ist zur Achillesfer-
se der europäischen Politik geworden: 
Fehlender Konsens führt zu Stagna-
tion, wo Wandel gefragt wäre. Kon-
sens auf europäischer Ebene erodiert, 
weil er auch innerhalb der Demokra-
tien des Westens schwindet. In vielen 
westlichen Gesellschaften weicht dif-
fuse Systemunterstützung einer wach-
senden Unzufriedenheit und einem 
Verfall der Autorität von Eliten, was 
diese wiederum von politischer Initi-
ative oder großen Reformanstrengun-
gen abhält. Der Wandel schlägt auch 
auf die Außenpolitik durch, die viel-
fach kurzfristiger, nationaler und auf 
zählbaren Vorteil ausgerichtet scheint. 
Zwar haben die Europäer unter dem 
Druck der Ereignisse gemeinsam bei-
spiellose Entscheidungen zur Verteidi-
gung ihrer Interessen getroffen, doch 
ihre Reaktion bleibt an die spezifische 
Situation der Ukraine gebunden – als 
ob eine Niederlage Russlands in der 
Ukraine die „alte Welt“ zurückbringen 
könne.

Es ist höchste Zeit, dass die Europäer 
den Modus ihrer Zusammenarbeit und 
Integration grundsätzlich überdenken. 
Dabei sollten sie davon ausgehen, ihre 
territoriale Integrität, ihre wirtschaft-
liche Zukunft und ihre gesellschaft-
liche Ordnung perspektivisch selbst 
zu schützen und zu verteidigen. Die-
se Notwendigkeit wurde in der euro-
päischen Politik schon länger erkannt, 
aber nicht zur Grundlage des politi-
schen Handelns gemacht. Europa kann 
sich derartige Ambivalenz nicht län-

ger erlauben – nicht nur zum eigenen 
Schutz, sondern auch zur Bewahrung 
der transatlantischen Beziehungen. 
Sehr wahrscheinlich werden die USA 
auch künftig die wichtigsten Verbün-
deten Europas bleiben. Da die strate-
gische Priorität amerikanischer Politik 
jedoch auf China und Asien gerich-
tet sein dürfte, wird die Qualität der 
transatlantischen Verbindung künftig 
auf der Fähigkeit Europas zur Selbst-
verteidigung beruhen. Der Ausgang 
der Präsidentschaftswahl im Novem-
ber 2024 wird diese Einsicht bekräf-
tigen, unabhängig davon, wie der 
Wahlsieger heißt.

Die europäischen Staaten müssen sich 
entscheiden, ob sie auf die Herausfor-
derung der neuen Lage a) jeder für 
sich national reagieren oder ob sie b) 
ihre Integration verstärken wollen. 
Die nationale Option liefe auf eine Rei-
he unterschiedlicher Antworten hinaus 
– eine Einladung zum Nichthandeln 
oder Trittbrettfahren. Die Unterstüt-
zung der Ukraine bietet einen Vorge-
schmack auf diese Zeiten, unbeschadet 
des grundsätzlichen Konsenses und 
der intensiven Abstimmungsbemü-
hungen. Der Schutz der Außengren-
zen und die Migrationspolitik sind 
ein anderes Beispiel für intensive Ab-

stimmung, die gleichwohl das Prob-
lem nicht löst. Die europäische Option 
würde erfordern, EU und NATO so zu 
reformieren, dass ein geschlossenes 
Handeln und eine tatsächlich gemein-
schaftliche Politik möglich würden. 
Derzeit sind die institutionellen Struk-
turen nicht imstande, diese gemeinsa-
me Verantwortung zu schultern. Dies 
auch deshalb nicht, weil der Schutz 
Europas nach der Zeitenwende eine 
Reihe politischer Entscheidungen ver-
langt, die viele Mitgliedstaaten von EU 
und NATO mangels Größe und Fähig-
keiten national nicht treffen würden.

Auch wenn Russlands Aggression ge-
gen die Ukraine große strategische 
Aufmerksamkeit auf sich zieht, stellt 
dieser Krieg keineswegs die einzi-
ge Gefahr für die Integrität Europas 
dar. Das NATO- und/oder EU-Gebiet 
könnte selbst zum Ziel russischer neo-
imperialer Bestrebungen werden; kä-
me es dazu, wäre es das erste Mal in 
der Geschichte beider Organisatio-
nen, dass ein Mitgliedstaat in Europa 
einem direkten militärischen Angriff 
von außen ausgesetzt wäre. Darü-
ber hinaus könnten die europäischen 
Länder durch (nicht-)konventionel-
le Langstreckenraketen aus der wei-
teren Nachbarschaft bedroht werden. 
Die wirtschaftliche Sicherheit Euro-
pas hängt heute und wird es wohl auch 
in Zukunft von Energie- und Rohstoff-
importen, Handel, Marktzugang und 
der Sicherheit der Handelsströme ab. 
Die technologische Innovation for-
dert das europäische Wirtschaftsmo-
dell weiterhin heraus und wirft Fragen 
der Industriepolitik, des technologi-
schen Eigentums oder der Marktor-
ganisation auf, die auf europäischer 
Ebene beantwortet werden müssen. 
Die wirtschaftliche Verflechtung läuft 
zunehmend Gefahr, zu einer Waf-
fe für geopolitische Zwecke oder als 
Teil machtpolitischer Rivalitäten zu 
werden, was sich negativ auf die Si-
cherheit und den Wohlstand in Euro-
pa auswirkt. Obwohl Europa von einem 
Zustrom talentierter und motivierter 
Menschen profitieren würde, haben 

Die Achilles- 
ferse der euro-

päischen  Politik: 
 Mangelnder 

Konsens bedeu-
tet  Stagnation, 
wenn Verände-

rung  angesagt ist
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Ausmaß und Ursprung der derzeiti-
gen Migration nach Europa – und ihre 
Auswirkungen auf die innere Stabilität 
– ihr strategische Bedeutung verliehen 
und gezeigt, dass sie national nicht zu 
bewältigen ist.

Auf all diese Fragen müssen politische 
Antworten gefunden werden. Und 
zwar nicht zwangsläufig in einer ge-
ordneten Abfolge, sondern oft gleich-
zeitig und ohne Vorwarnung. Europas 
politisches Modell scheint darauf je-
doch nicht eingestellt zu sein.

DIE ANTWORT

Damit Europa bestmöglich auf die 
Erfordernisse der Zeitenwende re-
agieren kann, muss die EU zu einem 
strategischen Akteur werden – oder, 
wie Kommissionspräsidentin Ursu-
la von der Leyen es genannt hat, zu 
einem „geopolitischen Akteur“2. Als 
solcher müssten die Union und ih-
re Mitgliedstaaten die Fähigkeit ent-
wickeln, auf alle Bereiche der oben 
dargelegten Herausforderungen zu 
reagieren. 

Ein strategisches Europa würde eine 
Streitmacht auf bauen und unterhal-
ten, die stark genug ist, um seine terri-
toriale Integrität, seine wirtschaftliche 
Basis und seine Entscheidungsfrei-
heit zu schützen, die in der Lage ist, 
jegliche Aggression von außen abzu-
schrecken, mit welchen Mitteln auch 
immer, und die entsprechende Ent-
scheidungsverfahren und Kommando-
strukturen einrichtet.

Ein solches Europa würde versuchen, 
seine außenpolitischen Ressourcen – 
seine Soft und Hard Power sowie sei-
ne Verhandlungsmacht – bestmöglich 
zu bündeln, um seine eigenen Inter-
essen zu schützen. Es würde versu-
chen, seine Bürgerinnen und Bürger 
und sein Territorium von innen her-

2  Seit ihrer ersten Rede vom 27. November 2019, in der sie ihr Kollegium als „geopolitische Kommission“ bezeichnete, hat von der Leyen die EU regelmäßig in einen 
geopolitischen Zusammenhang gestellt. Siehe: „Speech by President-elect von der Leyen in the European Parliament Plenary on the occasion of the presentation of her College 
of Commissioners and their programme“: https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/speech_19_6408 (zuletzt abgerufen am 11.06.2024)

aus zu sichern, seine Migrations- und 
Asylpolitik zu vereinheitlichen und 
die Sicherheit an seinen Grenzen zu 
gewährleisten.

Als geopolitischer Akteur müsste ein 
solches Europa zudem seinen terri-
torialen Geltungsbereich definieren 
und die Grenzen für die Mitgliedschaft 
entsprechend festlegen. Unter Wah-
rung des Grundsatzes einer Union eu-
ropäischer Demokratien würde die 
Mitgliedschaft für Länder offenblei-
ben, die dazu in der Lage, aber derzeit 
nicht bereit sind (wie das Vereinig-
te Königreich oder Norwegen). Ein 
strategisches Europa würde sich um 
eine schnellere Integration des westli-
chen Balkans bemühen, der kritischs-
ten Enklave in der derzeitigen EU. Es 
wäre bereit, die Ukraine, die Republik 
Moldau und Georgien zu gegebenem 
Zeitpunkt aufzunehmen, womit die 
territoriale Finalität der europäischen 
Integration definiert würde.

Um effektiver zu werden, würde eine 
solche Union auch weitere Politikbe-
reiche zusammenführen. Darunter die 
Energiepolitik, einen Binnenmarkt für 
militärische Güter, einen einheitlichen 
Kapitalmarkt und eine gemeinsame 
Steuerbemessungsgrundlage, die an-
stelle nationaler Beiträge der Mitglied-
staaten treten würde.

Die Rechtsgrundlagen und der institu-
tionelle Rahmen dieser Union müssten 
an den Inhalt der politischen Refor-
men angepasst werden. Damit die EU 
ein strategischer Akteur sein kann, 
wäre die uneingeschränkte Loyali-
tät der Mitgliedstaaten an die Normen 
und Werte der Union – mehr noch als 
heute – unerlässlich. Dies verlangt 
auch eine den Mitgliedstaaten überge-
ordnete Verfassungsrechtsprechung.

Eine solche EU braucht eine klare Auf-
teilung der Zuständigkeiten und wirk-
same Institutionen und Regeln für die 

Entscheidungsfindung. Das derzeitige 
Einstimmigkeitsprinzip kann in einer 
strategischen Union nicht aufrecht-
erhalten werden. Die Aussetzung der 
Mitgliedsrechte oder die Beendigung 
der Mitgliedschaft müssen in Erwä-
gung gezogen werden, um die Einhal-
tung zu gewährleisten.

Wenn also Europa ein strategischer 
Akteur in vollem Sinne werden soll, 
dann kann dies nur mit einer umfas-
senden Reform der geltenden Verträ-
ge geschehen. Diese muss verhandelt, 
von allen verabschiedet und von al-
len ratifiziert werden. Wahrscheinlich 
wären in den meisten Mitgliedstaaten 
Verfassungsänderungen erforderlich, 
die ihrerseits entsprechende Ratifika-
tionshürden zu überwinden hätten.

Ungeachtet komplexer Rechtsfragen 
liegt die höchste Hürde eines strate-
gischen Europas sicherlich im Bereich 
der Politik, der Mobilisierung des po-
litischen Willens und der Entschlos-
senheit den Wandel zu gestalten. Ein 
großer Entwurf wie das hier umrisse-
ne Konzept wird scheitern, wenn es 
nicht von einer großen Koalition vo-
rangetrieben wird, zu der Deutsch-
land, Frankreich, Polen und andere 
großen Mitgliedstaaten gehören. Es 
wird auch scheitern, wenn nicht wei-
tere Staaten aus allen Räumen der EU 
hinzukommen. Allein ein strategischer 
Konsens zwischen Deutschland und 
Frankreich wäre nicht hinreichend, 
so unverzichtbar beide aufgrund ih-
rer faktischen Vetoposition auch sein 
mögen. Paris und Berlin könnten die 
Reform anstoßen, doch deren Durch-
setzung läge deutlich jenseits ihrer 
Möglichkeiten.

Dieses Bild eines strategischen Euro-
pas entspricht vielleicht nicht in jedem 
Detail, doch in der generellen Zielset-
zung und Bewegungsrichtung der ge-
läufigen deutschen Vorstellung von 
der Finalität der europäischen Inte-

https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/en/speech_19_6408
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gration – eine Vorstellung, die sich in 
der deutschen Feiertagsrhetorik eben-
so findet wie in Wahlplattformen und 
sogar in Koalitionsvereinbarungen. Im 
Alltag der deutschen EU-Politik da-
gegen findet sie sich nicht wieder. 
Stattdessen herrscht nüchterner Prag-
matismus vor, die Logik der kleinen 
Schritte, die Beförderung kurzfristi-
ger Eigeninteressen und eine Scheu 
vor politischer Führung. Damit ent-
spricht die Lage der EU der faktischen 
deutschen EU-Politik viel eher als der 
deutschen Europarhetorik.

So sehr man die Umwandlung der Eu-
ropäischen Union zu einem strategi-
schen Akteur für wünschenswert und 
nötig halten mag, ist ihre Umsetzung, 
realistisch betrachtet, nicht möglich. 
Den Europäern mangelt es am erfor-
derlichen strategischen Konsens und 
den gewichtigsten Akteuren unter ih-
nen – Frankreich und Deutschland – 
an gemeinsamem Willen, an Macht und 
Gefolgschaft. Solange die Vision eines 
strategischen Europas nicht wirklich 
gebraucht wurde, konnte sie als fer-
nes Zielbild für Sonntagsreden über-

3  „Überlegungen zur europäischen Politik“, CDU-Dokumentation 1/1995: https://www.kas.de/c/document_library/get_file?uuid=5a11d9f3-da65-432c-72e7-
b321ed3a4bb7&groupId=252038 (zuletzt abgerufen am 11.06.2024)

4  Siehe ebenfalls mein Plädoyer für eine Strategie „differenzierter Integration“ in Josef Janning, „Europa braucht verschiedene Geschwindigkeiten“, Europa-Archiv 18/1994, pp. 
527–536. Diese hat Bundeskanzler Scholz in seiner Prager Rede vom 29. August 2022 als „Dschungel“ abgetan (siehe Fußnote 1). 

leben. Jetzt, wo sie gebraucht wird, 
zeigt sich ihre Leblosigkeit. Ihre Sarg-
nägel heißen russischer Imperialismus, 
amerikanische Unsicherheiten und die 
Rückkehr der Großmachtpolitik.

DEUTSCHLANDS 
STRATEGISCHE STUNDE

Klar ist: Der Status quo ist eben-
so unhaltbar wie die Umsetzung von 
Plan A und damit eines Grand Design. 
Deutschlands außenpolitische Strate-
gie kann daher nicht einfach so wei-
termachen wie in den vergangenen 20 
Jahren und das Durchmogeln zur Tu-
gend erheben. Die Notwendigkeit des 
Wandels ist erkannt, aber die Rich-
tung einer neuen Politik bleibt unklar. 
Da sich Europa nicht bewegt, muss 
Deutschland Europa bewegen – aber 
in welche Richtung, wenn die Wunsch-
option einer tiefen Integration in der 
EU verloren ist? Ein deutsches Mant-
ra der Ära Merkel lautet, dass Europa 
nicht scheitern dürfe. Aber es könn-
te scheitern und zerfallen, wenn kein 
Weg nach vorne eröffnet wird. Die-
ser Weg wird nicht auf den Tagungen 
des Europäischen Rates oder im Ber-
laymont-Hauptquartier der Europäi-
schen Kommission gefunden werden, 
sondern auf die Initiative der Mit-
gliedstaaten zurückgehen. Die Ausar-
beitung eines Plan B ist Deutschlands 
strategischer Moment.

Bislang hat sich die europäische Inte-
gration für Deutschland so sehr ge-
lohnt, dass seine Elite es vorzieht, 
nicht über das traditionelle Konzept 
der EU hinauszudenken. Es ist je-
doch an der Zeit, einen neuen Ansatz 
zu definieren. Deutschlands Regie-
rungschefs haben die Wahl zwischen 
zwei Wegen. Sie sind beide schwie-
rig, unsicher und womöglich unan-
genehm für eine politische Elite, die 
Ressentiments fürchtet. Sie lauten: 

 Kerneuropa oder ein  Europa verschie-
dener Geschwindigkeiten.

Kerneuropa
Zwei Monate nach Beginn der deut-
schen EU-Präsidentschaft 1994 legten 
Wolfgang Schäuble und Karl Lamers 
ihre vielbeachteten Überlegungen zu 
einem Kerneuropa vor.3 Ihr Hauptan-
liegen war, angesichts der wachsen-
den inneren Heterogenität der EU, 
einen Weg zu tieferer Integration auf-
zuzeigen. Wie viele Europa-Exper-
ten auch waren sie überzeugt, dass 
sich der Integrationsprozess in Rich-
tung „mehr Europa“ bewegen müsse, 
um nicht in die Gefahr eines Zerfalls 
zu geraten.4 30 Jahre später kreist das 
Nachdenken über Kerneuropa um die 
gleichen Probleme wachsender politi-
scher Fragmentierung und Tendenzen 
zur Desintegration. Doch heute sind 
die wesentlichen Treiber die Verletz-
lichkeit Europas und die offensichtli-
che Bedrohung seines Zusammenhalts.

Heute muss die Strategie eines Kern-
europa deshalb die Verteidigungsfä-
higkeit Europas in den Mittelpunkt 
stellen. Die Mitglieder einer Kern-
gruppe würden die volle Integration 
ihrer Streitkräfte beschließen, zumin-
dest jedoch die Vergemeinschaftung 
ihrer Landesverteidigung. Auf Basis 
dieser Entscheidung würden sie wei-
tere Handlungsfelder ergänzen, wie 
etwa eine echte gemeinsame Außen- 
und Sicherheitspolitik, ein einheitli-
ches Entscheidungsverfahren über die 
Erklärung des Verteidigungsfalls, ei-
ne integrierte militärische Komman-
dostruktur und eine der Bedrohung 
entsprechende Dislozierung militäri-
scher Verbände. Eine so beschaffene 
Verteidigungsunion benötigte ferner 
einen gemeinsamen Verteidigungs-
haushalt und die gemeinsame Beschaf-
fung von Ausrüstung, was wiederum 
die Schaffung eines Binnenmarktes 
für Rüstungsgüter unter den beteilig-

Die deutsche 
Praxis spiegelt 
den Zustand 
des heutigen 

 Europas  besser 
wider als die 

deutsche Integ-
rationsrhetorik

https://www.kas.de/c/document_library/get_file?uuid=5a11d9f3-da65-432c-72e7-b321ed3a4bb7&groupId=252038
https://www.kas.de/c/document_library/get_file?uuid=5a11d9f3-da65-432c-72e7-b321ed3a4bb7&groupId=252038
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ten Staaten nahelegt. Da die Reichwei-
te dieses Ansatzes deutlich über die in 
den Vertragsregeln zur „verstärkten 
Zusammenarbeit“ enthaltenen Gren-
zen hinausgeht, wäre die Umsetzung 
über einen eigenen neuen Vertrag 
erforderlich.

Weil über einen solchen Vertrag ei-
ne Union innerhalb der Union ent-
stünde, könnte die Kerngruppe auch 
weitere Felder tieferer Integration ein-
beziehen. Die Schaffung eines inne-
ren Zirkels machte ein gewisses Maß 
an institutioneller Duplizierung unver-
meidlich, doch könnte die Kerngruppe 
andererseits auch die Weiterentwick-
lung des größeren Kreises der EU-
Staaten vorantreiben, indem sie ihr 
Gewicht die EU-Beratungen im Rah-
men der Gemeinsamen Außen- und 
Sicherheitspolitik (GASP) und der Ge-
meinsamen Sicherheits- und Vertei-
digungspolitik (GSVP) zum Tragen 
bringt. Auch die Konsensfindung in-
nerhalb der NATO könnte von der 
Kerngruppe profitieren, da ihre Mit-
glieder eine grundsätzlich gemeinsa-
me Position vertreten und einheitlich 
votieren würden. Das so beschriebene 
Kerneuropa könnte als ein Europa der 
zwei Geschwindigkeiten verstanden 
werden. Obgleich wenig wahrschein-
lich, wäre es doch möglich, dass über 
Zeit weitere oder sogar sämtliche EU-
Staaten der Verteidigungsunion bei-
träten, und der Kern damit in der EU 
aufgegangen wäre.

Ohne die aktive Beteiligung Deutsch-
lands und Frankreichs ergäbe dieses 
Kerneuropa wenig Sinn. Im Gegenteil, 
beide Staaten müssten selbst die In-
itiative zur Bildung des Kerns ergrei-
fen, auf der Basis eines erst noch zu 
schaffenden strategischen Konsenses 
zwischen Berlin und Paris. Wie in der 
Umsetzung eines strategischen Euro-
pas erweist sich auch hier die strate-
gische Gedankenschwäche beidseits 
des Rheins als die größte Hürde für die 
Verwirklichung eines Kerneuropa.

Zwischen einem von Deutschland und 
Frankreich definierten inneren Zirkel 
oder der Mehrebenen-Koordination 
von Außenpolitik, Sicherheit und Ver-
teidigung von NATO und EU wählen zu 
müssen, fiele etlichen europäischen 
Staaten schwer. In früheren Phasen 
des Integrationsprozesses wäre die 
Teilnahme die Niederlande, Belgiens 
und Luxemburgs wahrscheinlich ge-
wesen. Auch Italien und wahrschein-
lich Spanien hätten dabei sein wollen. 
Heute ließe sich dasselbe wohl nur 
für Luxemburg behaupten. Zahlreiche 
Staaten im Norden und Osten Euro-
pas mögen zwar die Analyse der Lage 
teilen, vertrauen aber weder Deutsch-
land noch Frankreich genug, um ihre 
Verteidigung mit ihnen zusammenzu-
führen. Andererseits wäre gerade die 
Teilnahme dieser Staaten wichtig, um 
die Ostf lanke von EU und NATO zu 
sichern.

Ohne eine breitere Beteiligung müss-
ten Paris und Berlin allein vorange-
hen und ihre Entschlossenheit unter 
Beweis stellen, um andere zu über-
zeugen. Dabei könnte eine deutsch-
französische Union Bedenken in 
Europa hervorrufen. Sie könnte Res-
sentiments oder Angst vor einem 
Sonderweg auf Kosten der kleine-
ren Nationen schüren – und zudem zu 
Gegenmachtbildung führen und da-
mit die ohnehin wachsende zentri-
fugale Tendenz in der EU verstärken. 
Andererseits könnten diese Befürch-
tungen andere europäische Akteure 
dazu veranlassen, ihre Zurückhaltung 
zu überwinden und sich für eine tiefe-
re Integration zu engagieren. In beiden 
Fällen hängt das Kerneuropa-Konzept 
vom frühzeitigen Engagement weiterer 
Staaten in der Mitte, im Norden sowie 
im Osten Europas ab.

Ein Europa verschiedener 
 Geschwindigkeiten
Sollte der Aufbau eines inneren Krei-
ses der tiefen Integration innerhalb 
der EU scheitern, wäre die traditi-
onelle Präferenz der deutschen Au-
ßenpolitik blockiert. Dann müssten 

unterschiedliche institutionelle Rah-
men genutzt werden, um unterschied-
liche Aspekte deutscher Interessen 
verfolgen. Die EU-Integration würde 
stagnieren oder zurückgehen, da die 
nächsten „geopolitischen“ Erweite-
rungen die Heterogenität der EU eher 
vergrößern als den Konsens zwischen 
den Mitgliedstaaten vertiefen würden. 
Bei Sicherheit und Verteidigung wür-
den keine Fortschritte gemacht wer-
den, da wichtige Mitglieder ihre Macht 
anderswo ausüben würden. Aus den 
gleichen Gründen würden die Hilfs- 
und Unterstützungsprogramme der 
EU bestenfalls moderat wachsen, weil 
die Mitglieder so viel finanzielle Auto-
nomie wie möglich bewahren wollen.

Aus deutscher Sicht wäre eine Integra-
tion von militärischer Sicherheit auch 
in dem Fall noch sinnvoll. Es wäre ein 
Weg, wichtige Synergien bei der not-
wendigen Stärkung der territorialen 
Verteidigung gegenüber Russland nut-
zen zu können. Sie wäre zudem eine 
sichtbare Bekräftigung der Beistands-
klauseln von NATO und EU und könnte 
zugleich mögliche antideutsche Stim-
mungen in Anbetracht von Deutsch-
lands zukünftigem Gewicht als größte 
konventionelle Militärmacht in Mittel-
europa im Zaum halten. Darüber hi-
naus würde sich die politische Elite 
Deutschlands nicht wohl dabei füh-
len, Sicherheitsgarantien national ab-
zugeben, sondern vielmehr Garantien 
durch institutionelle Verpflichtungen 
eingehen wollen.

Unter den großen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union misst keiner der 
Sicherung der Ostflanke so großes In-
teresse zu wie Deutschland – und Po-
len. Wenn also ein handlungsfähiges 
Europa nur über den Weg verschiede-
ner Geschwindigkeiten zu erreichen 
wäre, dürfte niemand bessere Voraus-
setzungen mitbringen als diese beiden 
Staaten, um die Verteidigungsintegra-
tion entlang der Ostgrenze von EU und 
NATO voranzutreiben und die Staa-
ten der Region zur Mitwirkung einzu-
laden. Zusammengenommen erreichen 
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die Verteidigungsausgaben Deutsch-
lands und Polens etwa 90 Prozent 
der russischen Aufwendungen, wenn 
auch längst nicht mit vergleichba-
rem Ergebnis. Deutschland und Polen 
könnten gemeinsame konventionelle 
Streitkräfte unter einheitlichem Kom-
mando und gemeinsamer Beschaf-
fung initiieren, dauerhaft gemeinsame 
Streitkräfte entlang der langen Ost-
grenze stationieren, eine starke Koa-
lition innerhalb der NATO bilden und 
auch die Konsensfindung innerhalb 
der sicherheits- und verteidigungs-
politischen Prozesse der EU voran-
treiben. Selbstverständlich müsste 
eine solche Initiative auch anderen 
Europäern außerhalb der Ostf lanke 
offenstehen.

Offensichtlich läge der Dreh- und 
Angelpunkt einer solchen Initiati-
ve in der Qualität der deutsch-polni-
schen Beziehung. So wie zu Beginn der 
deutsch-französischen Verständigung 
bräuchte es auch hier eine historische 
Geste der Versöhnung und die gegen-
seitige Versicherung eines gemeinsa-
men Schicksals – wahrscheinlich die 
schwierigste Aufgabe der deutschen 
wie der polnischen Außenpolitik in 
diesen Tagen. Für die polnische poli-
tische Führung hieße dies, eine neue 
Sicht auf Deutschland und Europa zu 
erklären. Für die deutsche Seite, das 
Risiko der Zurückweisung durch Po-
len einzugehen. In einer Zeit, in der 
Deutschland für die Bundeswehr das 
Doppelte des stark gewachsenen pol-
nischen Verteidigungsbudgets auf-
wendet, sollten beide Seiten ein 
ernsthaftes Interesse daran haben, ihre 
militärische Kaufkraft durch gemein-
same Verteidigungsstrukturen zu stär-
ken. Die Teilnahme weiterer Staaten, 
vor allem aus dem Kreis der baltischen 
und skandinavischen Länder, wäre zu-
dem besonders förderlich.

Gegenwärtig sprechen die Anzeichen 
allerdings gegen eine Verteidigungsin-
tegration auf der Basis einer deutsch-
polnischen Initiative. Polen scheint 
noch immer gespalten in Bezug auf 

Deutschland, während Deutschland auf 
kleine Schritte bedacht scheint – beides 
zu hohe Hürden. Diese Sachlage könn-
te sich wandeln, wenn sich die Umstän-
de ändern, wenn etwa die Asymmetrien 
in den beiderseitigen Verteidigungsauf-
wendungen zu Machtverschiebungen 
führen, oder wenn andere Akteure wie 
die baltischen Staaten auf Veränderung 
drängen, oder wenn die Glaubwürdig-
keit des US-amerikanischen Engage-
ments schwindet.

BERLIN IST AM ZUG

Wie eingangs erwähnt, finden sich 
beim Blick auf die europapolitischen 
Optionen Deutschlands keine Patent-
rezepte. Die Bewältigung der aktu-
ellen Herausforderungen durch eine 
Stärkung der europäischen Integrati-
on bietet keine einfachen Erfolge oder 
risikolosen Alternativen. Alle drei skiz-
zierten Wege – ein Grand Design, ein 
Kerneuropa und ein Europa verschie-
dener Geschwindigkeiten – verlangen 
eine aktive deutsche Politik, die sich 
klar artikuliert und die Erwartungen 
ihrer Partner managt. Die nachfolgend 
genannten Schritte könnten dazu bei-
tragen, ein wichtiges Momentum für 
ein strategisches Europa zu schaffen:

• Deutschland sollte eine Debatte 
über die Vollendung der europäi-
schen Integration anstoßen, indem 
die Politik klar darlegt, wie diese 
aussehen soll. Die Europäer brau-
chen Klarheit über die Reichweite 
ihrer Gemeinsamkeiten.

• Deutschland und Frankreich sollten 
ihre strategische Allianz erneuern, 
nicht mit einem weiteren symboli-
schen Akt wie dem Aachener Ver-
trag, sondern durch eine sichtbare 
Anstrengung bei der Definition ih-
rer gemeinsamen Zielsetzung für 
Europa. Sie sollten deutlich machen, 
welche Reformen und Politiken sie 
vertiefen wollen, und was sie zu tun 
entschlossen sind, wenn sich die EU 
als nicht reformfähig erweist.

• Die politischen Spitzen in Deutsch-
land und in Polen sollten ein Kon-
zept von der Größenordnung des 
Schuman-Plans vorlegen, mit dem 
die historische Aussöhnung zwi-
schen beiden Ländern vollendet 
werden kann, die im Dezember 1970 
mit dem Kniefall Willy Brandts in 
Warschau begann. Auf dieser Ba-
sis könnten beide Staaten ihre ge-
meinsame Verteidigungsinitiative 
begründen.

Dieses europäische Coming-out würde 
die deutsche Politik unweigerlich Kri-
tik und Ressentiments aussetzen. Das 
gehört zur Führung dazu. Wenn diese 
richtig gemacht wird, wird Deutsch-
land nie allein an der Spitze stehen. 
Derzeit jedenfalls ist der Auf bau von 
Partnerschaften selbst eine Heraus-
forderung, die die Berliner Politik 
nicht meistert. Angesichts der Tatsa-
che, dass die äußere Fassade von Olaf 
Scholz‘ Führung wie die Fortsetzung 
von Angela Merkels prinzipientreu-
em Inkrementalismus nur mit ande-
ren Mitteln anmutet, ist es unklar, ob 
und wo in deutschen Politikkreisen 
strategische Entscheidungen durch-
dacht werden. Kurzfristige Antworten 
und schnelle Lösungen ergeben keine 
kohärente Strategie und keinen wirk-
samen politischen Rahmen. Sie ver-
schaffen lediglich Zeit. Nur kann sich 
das Europa von heute kein Deutsch-
land leisten, das weiter Zeit verliert.
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